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Aktz.: 61 26 Bre 165 
 
 
 
"Südlich der Jakob-Leischner-Straße (B 165)" 
 
 
 
I. Vermerk  
 
 über die frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 

A) Formalien 
 

 Dauer des Beteiligungsverfahrens: 01.02.2019 bis 19.02.2019 sowie  
vom 26.04.21 bis zum 19.05.2021 (erneute Beteiligung der städtischen Fachämter) 

 
 Anzahl der beteiligten TÖB:  54 Anzahl der Antworten von TÖB: 19 
 ____________________________________________________________________ 
 
 Vorkoordinierungstermin/Scoping mit den Fachämtern der Stadt und TÖB: 19.02.2019 
 
 Folgende Träger öffentlicher Belange teilen mit, dass ihre Belange nicht berührt sind bzw. 

keine Stellungnahme erforderlich ist: 
 

 20-Amt für Finanzen, Beteiligungen und Sport, Abt. Sport 
 60-Bauamt, Abt. Denkmalpflege 
 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr 
 Handelsverband Mittelrhein-Rheinhessen-Pfalz 
 Kraftwerke Mainz-Wiesbaden AG 
 Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe 
 Polizeipräsidium Mainz, Sachbereich 15, Zentrale Prävention 
 SGD Süd, Obere Landesplanungsbehörde 
 Telefonica Germany GmbH 
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B) Anregungen aus dem Anhörverfahren  
 

1. 10-Hauptamt, Frauenbüro (Gleichstellungsstelle) 
 - Schreiben vom 05.02.2019 - 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 
Sonstige Anregungen 

 
 Bezüglich Tiefgaragen seien die Sicherheitskriterien für Parkhäuser und Tiefga-

ragen zu beachten. Nicht einsehbare und verschattete Bereiche sind zu vermei-
den. Insbesondere sei darauf zu achten, dass Einstellplätze überschaubar gestal-
tet werden. Stellflächen für Mobilitätseingeschränkte seien so anzuordnen, dass 
diese selbstständig auf kürzestem Weg einen Ausgang erreichen können. 
 

 Die Gestaltung der Durchgangs- und Verbindungswege-vor allem in den ver-
kehrsberuhigten Bereichen- sollten offen, gut einsehbar und barrierefrei gestaltet 
werden und insbesondere die Mobilitätsansprüche von Kindern und mobilitäts-
eingeschränkten Menschen berücksichtigen. 

 
 Die vorgesehene Begrünung sei so anzulegen, dass Sichtbeziehungen gewähr-

leistet werden. Bei den grünplanerischen Festsetzungen sei Vegetation zu bevor-
zugen, die Transparenz gewährleistet. Die Bepflanzung der Zugangswege sei 
dem Sicherheitsbedürfnis anzupassen.  

 
Stellungnahme 

 
 Die vorgebrachten Themenbereiche "Sicherheitskriterien für Parkhäuser und Tiefgaragen", "Ge-

staltung der Wegeverbindungen" und "Begrünung" sind nachvollziehbar, die Umsetzung bzw. Fest-
setzung der vorgeschlagenen Maßnahmen ist jedoch auf der Ebene der Bauleitplanung nicht möglich.  
Der Bebauungsplan schafft mit Eintreten der Rechtskraft die rechtliche Grundlage für spätere Ein-
zelbauvorhaben. Die konkrete Objektplanung obliegt dem jeweiligen, späteren Bauherrn. Eine 
zwingende Vorgabe zur Ausgestaltung von Tiefgaragen, der Gestaltung von Durchgangs- und Ver-
bindungswegen sowie von Bepflanzungen erfolgt auf der Ebene der Bauleitplanung nicht.  

 
 
2. 12-Amt für Stadtforschung und nachhaltige Stadtentwicklung 
 - Schreiben vom 05.05.2021 - 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 
Sonstige Anregungen 
 

 Gegen die angestrebte Wohnnutzung würden keine Anregungen bestehen. So-
bald eine Abschätzung der hieraus resultierenden Wohneinheiten bestünde, 
würde um entsprechende Information gebeten.  

 Es würde angeregt, im Plangebiet Einzelhandelsnutzungen auszuschließen.  
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Stellungnahme 
 

 Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Sobald belastbare Zahlen zu den geplanten Wohnein-
heiten vorliegen, werden diese den tangierten Fachämtern mitgeteilt. Im weiteren Verfahren wird in 
Abstimmung mit dem zuständigen Fachamt eruiert, ob und in welchem in welchem Umfang ein 
Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben erfolgt. Entsprechende Festsetzungen können dann bei Be-
darf in den Bebauungsplanentwurf aufgenommen werden.  

 
 

3. 37-Feuerwehr 
 - mündliche Äußerungen im Rahmen des Scopingtermins, Schreiben vom 19.02.19, 24.04.19, 

29.04.21, 30.04.21 sowie Schreiben vom 11.03.2022 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

 
 Lärmimmissionen 

Die benachbarte Feuerwache I sei im 24h / 365 d Dauerbetrieb. Lärmimmissi-
onen unterschiedlichster Intensität und Dauer würden vorkommen. Täglich 
würden Fahrzeuge zwischen 7:00 Uhr und 7:30 Uhr auf Ihre Funktionsfähigkeit 
geprüft. Es gäbe unter anderem eine betriebseigene Tankstelle sowie eine Kraft-
fahrzeugwerkstatt. Die bestehenden Nutzungen bzw. der Dienstbetrieb dürften 
durch eine neu entstehende Wohnbebauung nicht beeinträchtigt werden (Be-
schwerden wg. Lärmimmissionen). 
 
An ein allgemeines Wohngebiet würden höhere Anforderungen an den Lärm-
schutz gestellt als z.B. an ein Mischgebiet. Es solle geprüft werden, ob nicht die 
Flächen, welche an die Feuerwache angrenzen würden, als Mischgebiet ausge-
wiesen werden könnten.  

 
Stellungnahme 
 

Im Bauleitplanverfahren wird ein schalltechnisches Gutachten erstellt. Die Ergebnisse werden in den 
weiteren Planungsschritten öffentlich dargelegt. Erforderliche Festsetzungen bzw. eine Änderung der 
geplanten Art der baulichen Nutzung werden nach Vorliegen des Gutachtens bei Bedarf in den 
Bebauungsplanentwurf übernommen. Die Ausweisung eines Mischgebietes ist im aktuellen Bebau-
ungsplanentwurf nicht vorgesehen.  

 
Sonstige Anregungen 

 
 Löschwasserversorgung  

Zur Löschwasserentnahme aus der abhängigen Löschwasserversorgung sind 
Hydranten von min. 1600 l/min. (96m³/h) in einer Entfernung von höchstens 
160 m zu jedem Gebäude einzurichten.  
Die Hydranten seien in einem Abstand von max. 120 m zueinander anzuordnen. 
Standorte seien mit der Feuerwehr abzustimmen.  
Die Löschwasserversorgung durch die Mainzer Netze würde ausschließlich im 
öffentlichen Straßenraum erfolgen.  
 

 Rettungswege/ Flächen für die Feuerwehr 
Soll der zweite Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führen, sei ins-
besondere § 7 LBO Rheinland-Pfalz sowie das Merkblatt "Flächen für die Feu-
erwehr im Stadtgebiet Mainz" zu beachten. 
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 Erreichbarkeit 

Die Entfernung der Gebäude von der nächst möglichen Verkehrsfläche, welche 
mit Feuerwehrfahrzeugen erreicht werden kann, darf höchstens 50 m betragen 
und müsse über ausreichend befestigte Wege führen.  

 
Stellungnahme 

 
Der Nachweis von Flächen für die Feuerwehr zur Bereitstellung des zweiten Rettungsweges ist im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens von Seiten der Bauherren nachzuweisen. Grundsätzlich 
gilt jedoch, dass der zweite Rettungsweg bauseits zu gewährleisten ist. Ein Nachweis im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens ist daher nicht erforderlich. Eine Zuwegung ist über das öffentliche Stra-
ßennetz und die neu geplante Verkehrserschließung gesichert. 
Im Geltungsbereich des "B 165" bzw. unmittelbar angrenzend befinden sich bestehende öffentliche 
Verkehrsflächen (Straße "Jakob-Leischner-Straße", "Am Ostergraben" und "Am Heckerpfad"), 
in welchen bereits Löschwasserhydranten vorhanden sind. 

 
 Flächen für die Feuerwehr 

Die Feuerwehr würde dringend Flächen für die Erweiterung der "Feuerwache 
I" benötigen. Flächen für den Gemeinbedarf seien bei der zukünftigen Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes hierfür vorzusehen. Der Flächenbedarf würde ca. 
3.500 m² betragen. Eine reine Wohnbebauung auf dem Areal würde von der 
Feuerwehr abgelehnt. 
 
Das Gelände der Telekom solle nicht als "Allgemeines Wohngebiet" ausgewie-
sen werden sondern als Gemeinbedarfsfläche "Feuerwehr". 
 
Die Alarmausfahrt für das Feuerwehrgerätehaus sei mittig, zur Jakob-Leischner-
Straße auszurichten. Die Zufahrt zum Gelände würde über die neu geplante Zu-
fahrtsstraße erfolgen.  
 
Mit Schreiben vom 11.03.2022 wurde von der 37-Feuerwehr mitgeteilt, dass das 
Vorhaben von Seiten der Feuerwehr an diesem Standort nicht weiterverfolgt 
würde.  

 
Stellungnahme 

 
Die Klärung zum Standort für die freiwillige Feuerwehr Mainz-Bretzenheim sowie weitere Nut-
zungen der Feuerwehr Mainz im Geltungsbereich des "B 165" nebst der Fragestellung des notwen-
dig werdenden Grunderwerbs wurde mit den tangierten städtischen Fachämtern in einer Vielzahl 
von Abstimmungsterminen eruiert und abschließend geklärt.  
Mit Schreiben vom 11.03.2022 teilte die 37- Feuerwehr mit, dass im Geltungsbereich des "B 165" 
kein Standort für die Freiwillige Feuerwehr sowie weitere Nutzungen durch die Feuerwehr vorgese-
hen werden sollen. Das Bebauungsplanverfahren "B 165" wird somit mit einer geplanten Wohnbe-
bauung ohne Berücksichtigung eines Standorts für die Feuerwehr weiterbetrieben. 
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4. 60-Bauamt, Abteilung Bodenmanagement und Geoinformation  
 - Schreiben vom 08.02.2019 und 06.05.21- 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Eine Neuordnung der Grundstücke sei, im Rahmen einer vereinfachten Umle-
gung, erforderlich.  

 Der Grundsatzbeschluss für die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung er-
folgte am 03.12.2014. Für das Plangebiet würde die partnerschaftliche Bauland-
bereitstellung nur zur Anwendung kommen, wenn eine erneute Beschlussfas-
sung für die Aufstellung erfolgen sollte. In diesem Fall würde die Festsetzung 
der Fortschreibung des Grundsatzbeschlusses zur PBb vom 18.11.2020 gelten.  

 
Stellungnahme 
 

Der Stadtrat hat in seinem Beschluss zur Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung am 
03.12.2014 (fortgeschrieben am 18.11.2020) u. a. festgelegt, dass in neuen Wohngebieten ab einer 
Bebauung von 10 Wohneinheiten/ Grundstück ein Anteil von rund einem Drittel an gefördertem 
Wohnraum mittels städtebaulichen Vertrags sicherzustellen ist und von den Grundstückseigentü-
mer:innen ein Beitrag für den mit dem Plangebiet zusammenhängenden Ausbau der Infrastruktur 
zu leisten ist.  
Aufgrund wesentlicher Änderungen der Planungsziele und -inhalte (Planungsziele, Geltungsbereich 
etc.) gegenüber dem -vor Einführung der Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung- 2014 formulier-
ten Aufstellungsbeschluss des "B 165" (Ziel hier war u.a. eine verbesserte Zu- und Abfahrt zu, 
bzw. von dem bestehenden Entsorgungsbetrieb in Mainz-Bretzenheim, eine eventuelle Verlagerung 
des Entsorgungsbetriebs etc.), besteht die Notwendigkeit, einen erneuten Aufstellungsbeschluss zu 
fassen. 
Vor diesem Hintergrund kommt nunmehr die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung (PBb) für 
das Bauleitplanverfahren "B 165" zum Tragen. Im August 2022 wurden die betreffenden Grund-
stückseigentümer:innen per Schreiben über die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung (PBb) infor-
miert und um Unterschrift und Rücksendung des beigefügten Formulars für die Grundzustimmung 
bis 15. September 2022 gebeten. Im Nachgang hierzu wurden von den zuständigen Fachämtern 
diverse Einzelgespräche und Telefonate zu dieser Thematik geführt.  
Dennoch liegt bisher seit Ende Oktober 2022 nur von einem Grundstückseigentümer im Geltungs-
bereich des "B 165" die Grundzustimmung zur PBb vor. Der Anteil der Flächen im Eigentum 
dieses Grundstückseigentümers beträgt ca. 1/3 der Gesamtflächen im Geltungsbereich des "B 165".  
Laut den Aussagen aus dem Kreis der übrigen Eigentümer:innen basieren die zurückhaltenden 
Rückmeldungen großteils auf fehlenden Informationen über die geplanten Nutzungen bzw. die Aus-
gestaltung des Planungsrechtes im Areal. Insofern könnten nach Konkretisierung der Planung wei-
tere Grundstückseigentümer:innen die Grundzustimmung erteilen. 
 
 

5. 61-Stadtplanungsamt, Abteilung Straßenbetrieb 
 - Schreiben vom 04.05.2021 - 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
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Sonstige Anregungen 

 
 Die Straße "Am Heckerpfad" würde sich zurzeit in einem verkehrssicheren Zu-

stand befinden, entspräche aber in ihrem Aufbau nicht den heutigen Standards 
(Standardisierung des Oberbaus für Verkehrsflächen, Belastungsklasse 0,3). 

 Um Straßenschäden an der Straße "Am Heckerpfad" aufgrund der zu erwarten-
den hohen Achslasten der Baufahrzeuge für geplante Bauvorhaben zu vermei-
den wird eine Reduzierung der tatsächlichen Achslast für unumgänglich gehal-
ten.  

 Es sollte geprüft werden, ob eine Beschilderung mit dem Verkehrszeichen - Ver-
bot für Fahrzeuge über 7,5 t tatsächliche Achslast - angeordnet werden könne. 
Sollte dies nicht möglich sein, seien die hieraus resultierenden Instandsetzungs- 
und Erneuerungskosten durch die privaten Bauherrn zu tragen. 

 
Stellungnahme 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Erschließung des Plangebietes soll über eine 
neue innergebietliche Verkehrsfläche in einer Breite von 6,5 m erfolgen. Ob eine Beschränkung für 
Fahrzeuge mit einer Achslast über 7,5 t im Areal bzw. auf den vorhandenen öffentlichen Ver-
kehrsflächen notwendig wird, wird im weiteren Verfahren eruiert. Die Beschilderung von öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen ist nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. Der Hinweis wird jedoch 
an die zuständige Fachstelle weitergegeben.  

 
 
6. 61-Stadtplanungsamt, Abteilung Straßenverkehrsbehörde, Koordinierungs-

stelle 
 - Schreiben vom 28.04.2022 - 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Innerhalb des Plangebiets lägen Hausanschlussleitungen. Bei den Bestandsge-
bäuden, die ggf. zurückgebaut werden, wären die Hausanschlussleitungen zurück 
zu bauen. Hierfür seien entsprechende Anträge an die jeweiligen Versorger zu 
richten.  

 

 Das Gebäude im nordwestlichen Teil des Geltungsbereichs würde erhalten. In 
dem Fall sei davon auszugehen, dass auch die Hausanschlussleitungen in ihrer 
Lage verbleiben. Dort ist bei der Aufstellung des Bebauungsplans auf die beste-
henden Leitungen Rücksicht zu nehmen. Dies gelte insbesondere für geplante 
Baumpflanzungen oder bauliche Anlagen.  

 

 Gemäß den zeichnerischen Festsetzungen im Vorentwurf solle die Straße "Am 
Heckerpfad" von der Straße "Am Ostergraben" für den MIV abgebunden wer-
den. Hierzu solle ein Teil der Fahrbahnfläche in eine Grünfläche umgewandelt 
werden. In diesem Abschnitt lägen etliche Versorgungsleitungen. Eine Grünflä-
che wäre nur dann denkbar, wenn auf die Anpflanzung von Bäumen und großer 
Strauchgewächse zum Schutz der Leitungen verzichtet würde. 
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 Inwiefern die bestehenden Versorgungsleitungen in den umliegenden Straßen 
zur Versorgung des Plangebiets ausreichend dimensioniert sind, könne nur 
durch die jeweiligen Versorger beurteilt werden.  

 
 Wenn das Plangebiet mit Fernwärme versorgt werden sollte ist zu beachten, dass 

sich die nächsten Fernwärmeleitungen im Bereich der "Koblenzer Straße" (K 3) 
befinden. Aufgrund der schmalen Fahrbahnbreite der Straße "Am Heckerpfad" 
und der Vielzahl an Bestandsleitungen in diesem Abschnitt, würde davon ausge-
gangen, dass eine mögliche Fernwärmeanbindung vermutlich nur über die "Ja-
kob-Leischner-Straße" erfolgen könnte. 

 
 Die Versorgungsträger seien anzufragen, ob Flächen für Versorgungsanlagen 

vorgehalten werden müssen.  
 

 Grundsätzlich seien für die Versorgung des Gebiets ausreichend breite Trassen-
korridore für die Verlegung von Versorgungsleitungen vorzusehen. Im Optimal-
fall sollten diese Trassenkorridore innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen 
liegen. 

 
 Die öffentlichen Straßenverkehrsflächen seien zum Teil aus leitungstechnischer 

Sicht knapp bemessen. Abhängig davon, welche Medien in welchem Umfang 
verlegt werden sollen und der Anbindungsrichtung, seien die Fahrbahnquer-
schnitte in der Straße "Am Heckerpfad" sowie in der westlichen Planstraße mit 
ca. 6,00 m ggfs. nicht ausreichend. Der Platzbedarf der Versorgungsträger sei 
abzufragen. 

 
 Mit Blick auf den zur Verfügung stehenden Platz für Versorgungsleitungen in-

nerhalb von Verkehrsflächen würdedarauf hingewiesen, dass auch die Installa-
tion von Beleuchtungsmasten und Kabelverteilerschränken sowie Schachtanla-
gen berücksichtigt werden müssten. Hierdurch würden sich oftmals punktuelle 
Hindernisse in einem Querschnitt von 0,30 m - 0,70 m ergeben, die zur Verle-
gung von Leitungen dann nicht mehr zur Verfügung stehen würden. Diese Ein-
richtungen würden sich zum Teil im Übrigen auch auf die nutzbare Fahrbahn-
breite für die Verkehrsteilnehmer auswirken. Geplante Baumpflanzungen soll-
ten zu dem Trassenkorridor einen Mindestabstand von 2,50 m einhalten. Gerin-
gere Abstände seien nur in Abstimmung mit den jeweiligen Versorgungsträgern 
unter Einsatz von Schutzmaßnahmen möglich. 
 

 Falls es nicht gewünscht ist, die Fahrbahnbreiten so breit auszugestalten, sodass 
für alle Versorgungsleitungen ausreichend Platz zur Verlegung vorhanden wäre, 
könne der Trassenkorridor zusätzlich zur Verkehrsfläche ggfs. auch in angren-
zenden öffentlichen Grünstreifen untergebracht werden. Dort wäre jedoch von 
einer Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern abzusehen.  

 
 Sollte für gewisse Medien (z.B. Fernwärmeleitung) eine Anbindung durch öf-

fentliche Verkehrsflächen nicht möglich sein, so sollten in den textlichen und 
zeichnerischen Festsetzungen genügend Flächen mit Geh- Fahr und Leitungs-
recht zugunsten der jeweiligen Versorger ausgewiesen werden, um eine regelge-
rechte Versorgung sicherstellen zu können. 
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 Es würde auf § 77 i Abs. 7 Telekommunikationsgesetz hingewiesen. Demnach 
sei sicherzustellen, dass bei der Erschließung von Neubaugebieten geeignete pas-
sive Netzinfrastrukturen, ausgestattet mit Glasfaserkabeln mitverlegt werden.  

 Mit Blick auf die angedachte Anordnung der Stellplatzflächen und Baumpflan-
zungen, ergeben sich wohl in den beiden Planstraßen (bis auf den Bereich an 
dem die Feuerwehrfläche angrenzt) ausschließlich Standorte für die Beleuchtung 
und evtl. Kabelverteilerschränke am östlichen Fahrbahnrand, zu den geplanten 
Gebäuden hin. Dieser Aspekt sollte im Vorfeld mit der Stadtbildpflege geklärt 
werden. 

 
Stellungnahme 

 
Die Erschließung des Plangebietes soll über eine neue innergebietliche Verkehrsfläche in einer Breite 
von 6,5 m erfolgen. Es handelt sich bei der Städtebaulichen Konzeption um eine "Vorplanung", 
welche die geplante Erschließung in den Grundzügen darstellt.  
Aufgrund der innerstädtischen Lage im Stadtteil Mainz-Bretzenheim soll im Geltungsbereich des 
"B 165" ausschließlich Wohnen im Geschosswohnungsbau festgesetzt werden. Der ruhende Ver-
kehr soll überwiegend in Tiefgaragen untergebracht werden.  
Die geplante Verkehrserschließung des "B 165" wird im weiteren Verfahren mit den zuständigen 
Fachämtern abgestimmt. Hierbei wird unter anderem die Thematik des ruhenden Verkehrs eruiert 
und einer einvernehmlichen Konzeption zugeführt. 
Im weiteren Verfahren wird ebenfalls die Thematik der Energieversorgung des Gebietes einer Klä-
rung zugeführt. Die getroffenen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfah-
ren berücksichtigt.  
 
 

7. 67-Grün- und Umweltamt 
- mündliche Äußerungen im Rahmen des Scopingtermins sowie Schreiben vom 13.03.2019 und 
20.05.2021- 

 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Immissionsschutz, Schallschutz 
Es sei ein Gutachten zum Lärmschutz erforderlich. Hierbei seien die Parameter 
Straßenverkehr, Straßenbahn, Feuerwache und gewerbliche Nutzungen zu un-
tersuchen.  

 
Stellungnahme 
 

Im Verfahren wird ein entsprechendes, schalltechnisches Gutachten erstellt. Die Ergebnisse werden 
in den weiteren Planungsschritten öffentlich dargelegt. Evtl. erforderliche Festsetzungen können nach 
Vorliegen des Gutachtens in den Bebauungsplanentwurf übernommen werden. 

 
 Erschütterungsgutachten 

Erschütterungen durch die Straßenbahn seien möglich, ein Erschütterungsgut-
achten sei erforderlich. 
 

Stellungnahme 
 

Im Verfahren wird ein entsprechendes Gutachten (Erschütterungstechnische Untersuchung) erstellt. 
Erste Ergebnisse hierzu liegen der Stadt Mainz vor. Die Ergebnisse werden in den weiteren Pla-
nungsschritten öffentlich dargelegt. Evtl. erforderliche Festsetzungen bzw. Hinweise werden nach 
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Abstimmung mit dem zuständigen Fachamt im weiteren Verfahren in den Bebauungsplanentwurf 
übernommen. 

 
 Naturschutz und Artenschutz, Landschaftsbild 

Es sei ein Artenschutzgutachten (Offenlandarten, gehölzgebundene Arten, Rep-
tilien) erforderlich. Vorhandene Gebäude seine auf Gebäudebrüter (Vögel, Fle-
dermäuse) zu untersuchen.  
 
Vorhandener Gehölzbestand sei in städtebaulichen Konzept bislang nicht be-
rücksichtigt. Im weiteren Verfahren sei der Erhalt vorhandener Gehölze und 
deren Integration in die Planung zu prüfen. 
 
Entlang der Jakob-Leischner-Straße würden sich städtische Bäume (Nr. 24, 25 
und 26) befinden, die zum Teil der Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbe-
standes innerhalb der Stadt Mainz (Nr. 24 und 26) unterliegen würden. Diese 
Bäume seien Bestandteil der im Bebauungsplan "Westumgehung Bretzenheim 
Teil II· B (B 84/ II B)" festgesetzten öffentlichen Grünflächen. Mit der im städ-
tebaulichen Konzept vorgesehenen Zufahrt im Westen der Fläche für die Feu-
erwehr sei ein Erhalt dieser Bäume voraussichtlich nicht möglich. Wir bitten zu 
prüfen, ob im städtebaulichen Konzept bzw. in der Planzeichnung Ein­ und 
Ausfahrtsbereiche so festgesetzt werden können, dass diese Bäume erhalten blei-
ben. 
Die vorgesehenen Zufahrten für die Feuerwehr (Zufahrt und Alarmausfahrt) 
sowie der Zufahrtsbereich der zentralen Erschließungsstraße im "B 165" würden 
durch die Inanspruchnahme der festgesetzten straßenbegleitenden öffentlichen 
Grünflächen im "B 84/ II B" zu planungsrechtlich nicht bilanzierten Eingriffen 
führen.  
Es würde um Prüfung und Abstimmung zur Verfahrenswahl (§ 13a BauGB) und 
zur Erweiterung des Geltungsbereiches gebeten. Der im Westen angrenzende 
Bebauungsplan "Südlich der K1 - Östlich der K 3 (B 121)" würde entlang der 
Jakob-Leischner-Straße die Pflanzung von Bäumen festsetzen. Es würde ange-
regt, im Geltungsbereich des "B 165" diese Pflanzgebote durch entsprechende 
Festsetzungen von Neupflanzungen aufzugreifen und entlang der Jakob-Leisch-
ner-Straße und der Straße "Am Ostergraben" fortzuführen. 
 
Im weiteren Verfahren sei zu prüfen inwieweit die bereits vorhandenen Gehölze 
im Plangebiet entlang dieser Straßen erhalten, dauerhaft gesichert und in die 
Pflanzgebote integriert werden können. 
 

 Baumgutachten 
Die vorhandenen Bäume und Gehölzstrukturen seien zu erfassen und zu bewer-
ten. Die vorhandenen Strukturen seien in die Planung zu integrieren. Festset-
zungen zur Begrünung des Gebietes seien zu entwickeln. Dies sollte u.a. Bein-
halten: 

 Stellplatzbegrünung (Pflanzung eines Baumes je 4 angefangener Stell-
plätze) 

 Vorgaben zur Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen, 
einschließlich eines Gehölzanteiles  

 Dachbegrünung  
 Fassadenbegrünung  
 Begrünung von Einfriedungen 

 



____________ Vermerk frühzeitige Behördenbeteiligung "Südlich der Jakob-Leischner-Straße (B 165)"__________________________________________ 

 

_________________________________________________________________________________________________________________________________ 
q:\amt61\textverarbeitung\pc3\sg2\schuy\3-383.msy.docx    Stand. 15.12.2022 10 von 25 

Stellungnahme 
 

Im Verfahren werden die entsprechenden Gutachten beauftragt und befinden sich aktuell noch in 
der Bearbeitungsphase. Die Ergebnisse werden in den weiteren Planungsschritten öffentlich dargelegt. 
Evtl. erforderliche Festsetzungen können nach Vorliegen des Gutachtens in den Bebauungsplanent-
wurf übernommen werden. Der Geltungsbereich des "B 165" soll um den Einfahrtsbereich der neuen 
Erschließungsstraße im Norden des bestehenden Geltungsbereiches erweitert werden. Hierbei wird 
der rechtskräftige Bebauungsplan "Westumgehung Bretzenheim - Teil II B (B 84/II B)", rechts-
kräftig seit dem 09.05.1979 in Teilbereichen überplant. Ebenso wird der Bebauungsplan 
"Westumgehung Bretzenheim - Teil II A (B 84/II A)", rechtskräftig seit dem 31.08.1978, im 
Bereich der Straße "Am Heckerpfad" in einem Teilbereich überplant. 
Aktuell ist der bestehende Gehölz- und Baumbestand nicht abschließend gutachterlich untersucht. 
Bei Vorliegen der Ergebnisse können erhaltenswerte Gehölze sowie Einzelbäume in der weiteren 
Planung berücksichtigt werden. Entsprechende Abstimmungen mit dem zuständigen Fachamt wer-
den bei Vorliegend der Untersuchungsergebnisse der Gutachten im weiteren Planungsverfahren 
durchgeführt.  
 
 Der Bebauungsplan "B 165" bildet die planungsrechtliche Grundlage für eine Maßnahme der In-
nenentwicklung. Somit sind die Voraussetzungen gegeben, dass das Bauleitplanverfahren unter An-
wendung des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden kann. Die berührten 
Umweltbelange werden im Verfahren untersucht und in der Begründung zum Bebauungsplan dar-
gestellt. Die Erstellung eines Umweltberichtes ist gem. § 13a BauGB jedoch nicht erforderlich.  

 
Bei der Festlegung der Regelungsinhalte des "B 165" werden im weiteren Verfahren in enger Ab-
stimmung mit dem 67-Grün -und Umweltamt Festsetzungen zum Erhalt und zur Begrünung in-
nerhalb des Geltungsbereiches abgestimmt.  
 
 Grünflächen, Freiraumplanung 

Mainz- Bretzenheim würde zu den Stadtteilen zählen, die eine Unterversorgung 
an öffentlichen Grünflächen vorweisen (Landschaftsplan 2015). Zudem gäbe es 
zu Zwecken der quartiersbezogenen Naherholung und zum Spielangebot auf 
Grund der peripheren Lage des neuen Quartiers keine unmittelbare Anbindung 
an bestehende Strukturen. 
 
Vor diesem Hintergrund würde angeregt, im Quartier mindestens eine öffentli-
che Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Kinderspielplatz" als kommunales 
Angebot vorzuhalten. Als ideale Lage werde eine Fläche im nördlichen Drittel 
des Plangebietes, anstelle eines Doppelhauses, vorgeschlagen. 
 
Das Vorhalten eines wegebegleitenden öffentlichen Grünstreifens im Süden des 
Plangebietes würde Zustimmung finden. Die Fläche solle allerdings bis an die 
abknickende Erschließungsstraße fortgeführt werden, um hier nachhaltig ein 
Angebot mit Vegetation vorhalten zu können. 
 

Stellungnahme 
 

Basierend auf den Stellungnahmen der tangierten Fachämter wurde im städtebaulichen Entwurf, 
welcher als Grundlage für den Bebauungsplan dient, eine öffentliche Spielplatzfläche im südlichen 
Bereich des Pangebiets vorgesehen. In diesem Bereich des Plangebietes ist eine bessere Erreichbarkeit 
der Spielplatzfläche über die bestehende Fuß- und Radwegeverbindung "Am Heckerpfad" gegeben. 
Nach Konkretisierung der Planung sowie der Eruierung der erwarteten Wohneinheiten erfolgt eine 
Abstimmung bezüglich der notwendigen Flächengröße zusammen mit dem zuständigen Fachamt.  
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Aufgrund der bestehenden und weiterhin notwendigen Grundstückszufahrten im Bereich der Ge-
bäude "Am Heckerpfad 12 und 14" ist ein kompletter Rückbau der Straßenverkehrsfläche nicht 
möglich. Zudem befinden sich in der Straße "Am Heckerpfad" diverse Ver- und Entsorgungslei-
tungen. Im weiteren Verfahren wird geprüft, ob und in welcher Form in diesem Bereich Grünflächen 
angeboten werden können.  

 
 Altlasten und Bodenschutz 

Die Überprüfung des Plangebietes hätte folgende Hinweise auf Altlastenver-
dacht bzw. Bodenverunreinigungen (siehe Abbildung) ergeben: 

 Schrottplatz Schrohe, Am Heckerpfad 15 

 Altablagerung 285, flächenhafte Auffüllung mit Bauschutt und verunrei-
nigtem Erdaushub. 
 

Beide Flächen seien im Bodenschutzkataster des Landes Rheinland-Pfalz regis-
triert. 

 
Stellungnahme 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
 Schrottplatz Schrohe 

Im Fall einer Nutzungsänderung seien die früheren Betriebsflächen des Schrott-
platzes nach BImSchG stillzulegen. Eine entsprechende Anzeige läge bereits 
vor. Im Rahmen dieses Stilllegungsverfahrens nach BImSchG wurde auf einer 
Teilfläche bereits eine Altlastenuntersuchung durchgeführt. 
 
- Ziel des Stilllegungsverfahrens sei die Wiederherstellung des ursprüngli-

chen Zustandes vor Beginn der Schrottplatznutzung, d.h. die Qualitäts-
anforderungen richten sich nach der ursprünglichen landwirtschaftlich-
gärtnerischen Nutzung. 

- Die SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bo-
denschutz habe im Rahmen des Stilllegungsverfahrens am 14.01.2019 zu 
den bislang vorliegenden Untersuchungsergebnissen und den bisherigen 
Sanierungsmaßnahmen eine (vorläufige) Stellungnahme abgegeben. Da-
raus würde hervorgehen, dass zwar überwiegend geringe Belastungen 
mit Kupfer, Blei, Zink, Zinn, PAK, AKW und MKW vorliegen, dennoch 
hinreichende Hinweise auf ein Gefährdungspotenzial hinsichtlich der 
Wirkungspfade "Boden-Mensch (Nutzung Wohnen, Hausgärten, Kin-
derspielflächen)", "Boden - Nutzpflanze - Mensch (Hausgärten)" sowie 
"Boden-Grundwasser" bestehen würden. Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr seien spätestens bei Nutzungsänderung erforderlich. 

- Bei der bereits durchgeführten Teilsanierung (Flurstücke 33/6 und 33/9) 
sei davon auszugehen, dass diese nicht vollständig sei. Darüber hinaus 
sei eine Sanierung auf den Flurstücken 31 und 32/3 erforderlich. 

- Der erfolgreiche Abschluss des Stilllegungsverfahrens sei Voraussetzung 
für die geplante Wohnbebauung. Die hierbei einzuhaltenden boden-
schutzrechtlichen Qualitätsanforderungen (Vorsorgewerte nach 
BBodSchV bzw. LAGA Z 0) genügen dann auch den geplanten sensib-
len Nutzungen wie Wohnen, Hausgärten und Kinderspielflächen. 

- Das Gelände des ehemaligen Schrottplatzes sei bis auf Teile des Flurstü-
ckes 31 (Stand 20.05.21) komplett freigeräumt und beprobt.  
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Stellungnahme 
 

Der aktuelle Sachstand vom Mai 2021 wird zur Kenntnis genommen. Im Verfahren werden die 
entsprechenden Gutachten erstellt. Es wird davon ausgegangen, dass die dem Fachamt vorliegenden 
Untersuchungsergebnisse im entsprechenden Gutachten Berücksichtigung finden. Evtl. erforderliche 
Festsetzungen können nach Vorliegen des Gutachtens in den Bebauungsplanentwurf übernommen 
werden. 
 
Lt. den Informationen des 67-Gün- und Umweltamt ist das Büro BGU Dr. Brehm und Grünz 
GbR mit den Bodenuntersuchungen in diesem Bereich betraut. Das Stilllegungsverfahren ist nach 
aktuellen Informationen des Fachamtes bislang für einen Teilbereich der Fläche abgeschlossen, end-
gültige Ergebnisse für den übrigen Teilbereich stehen noch aus. Die Ergebnisse werden im weiteren 
Verfahren, bei Vorliegen, in den gutachterlichen Untersuchungen berücksichtigt.  
 
 Boden/Baugrund 

Im Plangebiet würden hochwertige Lößböden mit ca. 30-60 cm Mutterboden-
auflage dominieren. Unter der Lößauflage folgen ab etwa 3 m Tiefe die Schich-
ten der sogenannten Mittelterrasse, darunter wiederum Tonmergel und Kalk-
mergel in Wechselfolge. Grundwasser könne ab ca. 13 bis 16 m Tiefe erwartet 
werden. 

 
Stellungnahme 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
 "Altablagerung 285" 

Im Westen der Fläche würde sich die "Altablagerung 285" befinden. Es würde 
sich um aufgefüllte, mäßig bis stark verunreinigte Böden, die aus einem ehema-
ligen Benzinlager stammen sollen, handeln. Die Auffüllung sei 80 cm bis 1 m 
stark und im Fall einer Nutzungsänderung voraussichtlich abzutragen und zu-
mindest im Detail zu untersuchen. 

 
Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Verfahren werden entsprechende Gutachten erstellt. 
Es wird davon ausgegangen, dass die vorliegenden Informationen im einschlägigen Gutachten Be-
rücksichtigung finden. Evtl. erforderliche Festsetzungen können nach Vorliegen des Gutachtens in 
den Bebauungsplanentwurf übernommen werden. Das Areal der "Telekom AG" im Nordwesten 
des Plangebietes soll aus dem Geltungsbereich des "B 165" herausgenommen werden. Es handelt 
sich um eine Versorgungseinrichtung mit wichtiger Telekommunikationsinfrastruktur. Die Flächen 
stehen somit langfristig für eine städtebauliche Entwicklung nicht zur Verfügung. Ein Planungser-
fordernis besteht nicht für diese Flächen. Ob und in welchem Umfang die Fläche im weiteren Ver-
fahren untersucht werden muss, wird einer Klärung zugeführt.  

 
 Radonvorsorge 

Es seien, gegenüber der Stellungnahme von 13.03.209, keine Messungen erfor-
derlich zur Abschätzung, inwieweit die Bodenluft mit Radon belastet ist, da es 
sich nicht um ein Radonvorsorgegebiet handeln würde.  
Nach § 123 Abs. 1 StrlSchG seien jedoch auch außerhalb von Radonvorsorge-
gebieten geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem 
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Baugrund zu verhindern. Es sei ein entsprechender Hinweis in die Festsetzun-
gen aufzunehmen.  

 
Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit dem zuständigen Fachamt wird 
ein entsprechender Hinweis in die textlichen Festsetzungen des "B 165" aufgenommen.  

 
 Wasserwirtschaft, Niederschlagswasserversickerung 

Im weiteren Verfahren sei der sachgerechte Umgang mit dem anfallenden Nie-
derschlagswasser darzulegen. Die Böden sind nach einer ersten Einschätzung 
für die Versickerung von Niederschlagswasser nicht ideal, aber geeignet. Für das 
Bebauungsplanverfahren sei eine Versickerungsuntersuchung erforderlich. 

 
Stellungnahme 
 

Im Verfahren wird ein Bodengutachten erstellt. Die Ergebnisse werden in den weiteren Planungs-
schritten öffentlich dargelegt. Evtl. erforderliche Festsetzungen können nach Vorliegen des Gutach-
tens in den Bebauungsplanentwurf übernommen werden. 
Im weiteren Verfahren soll neben dem Bodengutachten und einem Versickerungskonzept ein Re-
genwasserbewirtschaftungskonzept erstellt werden. Der Umgang mit Schmutzwasser und dem un-
verschmutztem Niederschlagswasser wird im Laufe des weiteren Verfahrens, nach vorliegenden der 
entsprechenden Gutachten, einer Klärung zugeführt.  
 
Die Hinweise zum inhaltlichen Umfang der Fachgutachten werden zur Kenntnis genommen. Even-
tuell erforderliche Festsetzungen können nach Vorliegen der Gutachten in den Bebauungsplanent-
wurf übernommen werden. 

 
 Lokales Klima, Klimawandel  

Das Plangebiet läge südöstlich einer regionalen Ventilationsbahn von höchster 
Wertigkeit. Aus klimaökologischer Sicht sei daher ein besonderes Augenmerk 
auf die Durchströmbarkeit des Gebietes und die Durchgrünung zu legen. Es sei 
zu prüfen, ob die Erstellung eines Klimagutachtens notwendig sei, oder eine kli-
maökologische Stellungnahme ausreichend sei.  
Aus klimaökologischer Sicht würde der Erhalt von Gehölzstrukturen sowie eine 
Verbesserung der Grünausstattung begrüßt. Zur Anpassung an den Klimawan-
del seien im Plangebiet flache Satteldächer mit Dachbegrünung vorzusehen. 

 
Stellungnahme 
 

Der Bebauungsplanentwurf wird im weiteren Verfahren bezüglich der genannten Thematik 
"Klima" bzw. der Erstellung eines Klimagutachtens dezidiert geprüft. Eventuell erforderliche Fest-
setzungen oder Anpassungen des Bebauungsplanes können im weiteren Verfahren bei Bedarf getrof-
fen bzw. durchgeführt werden.  

 
 Energie, Klimaschutz 
 

Die Forderung nach der Erstellung eines Energiegutachtens in der Stellung-
nahme von 2019 würde spezifiziert. Es würde gefordert, dass die verwaltungs-
interne Checkliste "Klimaschutz in der Bauleitplanung" im weiteren Verfahren 
anzuwenden sei.  
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In der Koblenzer Straße würde die Fernwärmeleitung des Stadtteils Mainz-Ler-
chenberg verlaufen. Ein möglicher Anschluss des Plangebiets würde geprüft. 
Ggf. würde sich hieraus ein Erlass eines Anschluss- und Benutzungszwanges 
ergeben.  
 

Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eventuell erforderliche Festsetzungen können nach 
Vorliegen der Informationen in den Bebauungsplanentwurf übernommen werden. 

 
 

8. Dezernat für Soziales, Jugend, Schule und Gesundheit 
- mündliche Äußerungen im Rahmen des Scopingtermins sowie Schreiben vom 20.05.2021 - 

 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 
Sonstige Anregungen 

 
 Soziale Wohnraumförderung / Partnerschaftliche Baulandbereitstellung 

Der Grundsatzbeschluss für die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung er-
folgte am 03.12.2014. Für das Plangebiet würde die partnerschaftliche Bauland-
bereitstellung (PBb) nur zur Anwendung kommen, wenn eine erneute Be-
schlussfassung für die Aufstellung erfolgen sollte.  
Gemäß den Festlegungen der Stadt Mainz (Grundsatzbeschluss zum PBb vom 
18.11.2020 plus der Fortschreibung) würde der festzusetzende Anteil an sozial 
gefördertem Wohnraum rund ein Drittel betragen. 
 
Im Rahmen des städtebaulichen Vertrages sollte die übliche Quote von 25% 
barrierefreien Wohnungen gefordert werden.  
 

Stellungnahme 
 

Aufgrund wesentlicher Änderungen der Planungsziele und -inhalte (Planungsziele, Geltungsbereich 
etc.) gegenüber dem -vor Einführung der Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung- 2014 formulier-
ten Aufstellungsbeschluss des "B 165" (Ziel hier war u.a. eine verbesserte Zu- und Abfahrt zu, 
bzw. von dem bestehenden Entsorgungsbetrieb in Mainz-Bretzenheim, eine eventuelle Verlagerung 
des Entsorgungsbetriebs etc.), besteht die Notwendigkeit, einen erneuten Aufstellungsbeschluss zu 
fassen. 
Vor diesem Hintergrund kommt nunmehr die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung (PBb) für 
das Bauleitplanverfahren "B 165" zum Tragen. Im August 2022 wurden die betreffenden Grund-
stückseigentümer:innen per Schreiben über die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung (PBb) infor-
miert und um Unterschrift und Rücksendung des beigefügten Formulars für die Grundzustimmung 
bis 15. September 2022 gebeten. Im Nachgang zu diesem Datum wurden von den zuständigen 
Fachämtern diverse Einzelgespräche und Telefonate zu dieser Thematik geführt.  
 
Regelungsinhalte, wie z.B. der Anteil an sozial gefördertem Wohnraum oder der Anteil barriere-
freien Wohnungen werden im weiteren Verfahren mit dem zuständigen Fachamt abgestimmt und 
entsprechend berücksichtigt.  
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 Schule 
Das Planungsgebiet würde zum Schulbezirk der Heinrich-Mumbächer-Grund-
schule gehören. Die aus dem Neubaugebiet vermutlich hinzukommenden Kin-
der (ca. 20) könnten in den vorhandenen Klassen untergebracht werden.  
 

 KITA 

Für das Areal bestünden keine aktuellen Überlegungen für einen KITA-
Standort. Es würde davon ausgegangen, dass ein zusätzlicher Bedarf an KITA-
Plätzen in Mainz-Bretzenheim entstände. Eine konkrete Aussage wäre erst mit 
konkreten Angaben zur Anzahl und Größe der geplanten Wohneinheiten mög-
lich.  
 

Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sobald eine Konkretisierung der Planung als Grund-
lage für den Bebauungsplan vorliegt, wird die Anzahl und Größe der Wohneinheiten eruiert und 
mit den zuständigen Fachämtern abgestimmt.  

 
 Spielplatz 

Für das Areal würde die Notwendigkeit für einen Nachbarschaftsspielplatz ge-
sehen. Aussagen zur Größe könnten erst mit Informationen zur geplanten An-
zahl der Wohneinheiten getroffen werden  

 

Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Basierend auf den Stellungnahmen der tangierten 
Fachämter wurde im städtebaulichen Entwurf, welcher als Grundlage für den Bebauungsplan dient, 
eine öffentliche Spielplatzfläche vorgesehen. Nach Konkretisierung der Planung sowie der Eruierung 
der erwarteten Wohneinheiten erfolgt eine Abstimmung bezüglich der notwendigen Flächengröße zu-
sammen mit dem zuständigen Fachamt.  

 
 

9. Mainzer Netze GmbH, Technische Planung 
 - mündliche Äußerungen im Rahmen des Scopingtermins sowie Schreiben vom 19.05.2021 - 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Die Breite der geplanten Verkehrsflächen sollte mindestens 6,5 m betragen, um 
alle notwendigen Leitungstrassen im Straßenraum unterzubringen. Die Erstel-
lung eines Straßenprofiles mit den notwendigen Leitungen würde empfohlen.  

 Es würde die Erstellung eines Straßenprofiles (Ver-und Entsorgungsinfrastruk-
tur) empfohlen, um die genaue Straßenbreite zu ermitteln.  

 Die Versorgung des Plangebietes mit Wasser, Strom und Gas sei grundsätzlich 
gegeben, Eine detaillierte Planung könne erst mit genaueren Vorgaben im wei-
teren Verfahren erfolgen.  

 Eine Erschließung der Wasserversorgung sei grundsätzlich möglich. In der neu 
geplanten Straße sei eine Wasserleitung vorzusehen, welche ggf. einen Ring-
schluss zwischen "Am Ostergraben" und "Am Heckerpfad" herstellt.  
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 Eine Erschließung mit Strom sei aus der Netzstation 687 möglich. In den öf-
fentlichen Erschließungsstraßen sei die Verlegung von NS-Kabeln erforderlich.  

 Eine Erschließung für die Telekommunikation (FTTX-Netz) sei im Baugebiet 
vorgesehen.  

 Eine Fernwärmeleitung sei in der Umgebung vorhanden.  
 

Stellungnahme 
 

Die Hinweise zur Versorgung des Gebietes werden zur Kenntnis genommen. Die bisher geplante 
Straßenverkehrsfläche (innergebietliche Erschließung) weist eine durchgängige Breite von 6,5 m auf.  
Ob und unter welchen Bedingungen eine Versorgung des Gebietes, insbesondere mit Fernwärme, 
erfolgen kann, wird im weiteren Verfahren mit den zuständigen Fachämtern, bzw. Versorgungs-
trägern eruiert.  
 

 
10. 70-Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
 - Schreiben vom 08.02.2019 und 27.04.21- 

 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Die von der Müllabfuhr befahrenen Straßen müssten eine ausreichende Breite 
aufweisen. Die Wenderadien seine zu prüfen, als Bemessungsfahrzeug sei ein 
dreiachsiges Müllfahrzeug zu wählen.  

 Müllfahrzeuge würden aktuell eine Länge von 11 m aufweisen, dies sei bei der 
Straßenplanung (Schleppkurven) zu beachten.  

 Die innere Erschließung sei für Müllfahrzeuge sehr ungünstig angelegt.  
 Aufgrund der schlechten inneren Erschließung müsste bis über die Koblenzer 

Straße gefahren werden um dort zu wenden und anschließend wieder ins Revier 
Mainz-Bretzenheim fahren zu können.  

 Die Schließung der Straße "Am Heckerpfad" würde kritisch gesehen, da über 
diese Fläche die Entsorgung der angrenzenden Häuser (am Heckerpfad 12-40 
sowie Essenheimer Straße 119 C- 125 B) erfolgend würde.  

 Sollte eine Durchfahrt des Wohnquartiers nicht möglich sein, so sei für die Müll-
fahrzeuge eine Wendeeinrichtung zu schaffen. Sollte dies nicht gewünscht wer-
den, so seien die Mülltonnenstandplätze im Bereich der anfahrbaren, straßensei-
tigen Grundstücksgrenzen zu errichten.  
 

 Es würde auf die RASt 06 sowie die Abfallsatzung der Stadt Mainz verwiesen.  
 

 Bei der Erweiterung des an die Abfallbeseitigung anzuschließenden Gebietes sei 
von Bedeutung, dass die Festlegungen betreffs der Vorhaltung von Abfallbe-
hältnissen und der Ausgestaltung sowie der Andienbarkeit der Müllgefäßstand-
plätze der §§ 12 ff der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und sonstige 
Entsorgung von Abfällen in der Stadt Mainz (Abfallsatzung) entspreche. Dem-
nach seien u. a. die Standplätze an der anfahrbaren Straßenseite nicht mehr als 
15 m von der Straße entfernt einzurichten. Die Anfahrt mit einem Dreiachser- 
Müllfahrzeug müsse fahrtechnisch möglich sein, wobei diesbezüglich auf die 
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Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06 (der ehemaligen EAE 85) 
hingewiesen werde.  

 
 Für den Bebauungsplan selbst würden die üblichen Bestimmungen wie 

"RASt 06 Anlage von Stadtstraßen" und die Abfallsatzung der Stadt Mainz gel-
ten. Die Anlage der Mülltonnenstandplätze werde über die Objektplanung, dem 
Standplatzgenehmigungsverfahren geregelt. Da in der Planung bisher keine 
Mülltonnenstandplätze ausgewiesen seien, müsse auf die offiziellen Standards 
verweisen werden. 

 
 Die Nachfolgend genannten Hinweise bedürften besonderer Beachtung: 

- BG Verkehr Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft: 
Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die 
Sammlung von Abfällen. 

- Mindestbreiten ohne Begegnungsverkehr: Fahrbahnen müssten als Anlie-
gerstraße oder -wege ohne Begegnungsverkehr bei geradem Straßenverlauf 
eine Breite von mindestens 3,55 m aufweisen. 

- Mindestbreiten mit Begegnungsverkehr: Fahrbahnen müssten als Anlieger-
straße oder -wege mit Begegnungsverkehr eine Breite von mindestens 
4,75 m aufweisen. 

- Die GUV-V C27 Unfallverhütungsvorschrift Müllbeseitigung sei zu beach-
ten. 

- Müll dürfe nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt zu Müllbehälterstand-
plätzen so angelegt sei, dass ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Neu-
baugebiete sind so zu planen, dass bei der Abfallsammlung nicht rückwärts-
gefahren werden muss. Bei Sackgassen muss die Möglichkeit bestehen, am 
Ende der Straße zu wenden. 

 Privatstraßen:  
Im Falle der Überfahrung von Privatstraßen sei im Grundbuch eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit nach § 1090 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs einzutragen und ein entsprechender Auszug vorzulegen. 
Winterdienstliche Pflichten seien bei Privatstraßen von den Eigentümern 
durchzuführen. Sollte am Abfuhrtag der Streu- und Räumungspflicht nicht 
nachgekommen worden sein oder eine Anfahrt wegen parkenden Fahrzeu-
gen unmöglich sein, wird keine Entsorgung erfolgen. Dann komme nur eine 
kostenpflichtige Nachentsorgung in Betracht, die gesondert zu beauftragen 
ist. Sollte eine Benutzung der Privatstraße nicht möglich und / oder nicht 
erlaubt werden, müssten alle Gefäße aller Häuser an der nächsten anfahrba-
ren öffentlichen Straße bereitgestellt werden. 

- Die Müllgefäße müssten frei zugänglich sein, jedoch nicht im öffentlichen 
Verkehrsraum stehen. Bezüglich einer Tiefgarage müsse darauf geachtet 
werden, dass bei einer erforderlichen Überquerung zur Erschließung der Ge-
bäude durch Einsatzkräfte, Feuerwehr und Müllabfuhr für Schwerlastver-
kehr eine Traglast von 26,0 Tonnen gewährleistet werde. 

 
Stellungnahme 

 
Die getroffenen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Erschließung des Plangebietes soll 
über eine neue innergebietliche öffentliche Straßenverkehrsfläche mit einer Breite von 6,5 m erfolgen. 
Die ordentliche Befahrbarkeit der im Geltungsbereich vorhandenen Verkehrsflächen wird im Rah-
men der weiteren Planung berücksichtigt.  
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Aktuell ist nicht vorgesehen, dass im Gebiet des "B 165" eine Wendeanlage für Fahrzeuge vorge-
sehen wird. Die aktuelle Entsorgung der Gebäude an der Straße "Am Heckerpfad" erfolgt bislang 
über die Zufahrt von der Straße "Am Ostergraben" in die Straße "Am Heckerpfad" und im 
weiteren Verlauf zu den landwirtschaftlichen Hofstellen westlich der "Koblenzer Straße". Dieses 
System wird beibehalten.  
 
Standplätze für Abfallgefäße sind nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens und werden im Rah-
men des späteren Baugenehmigungsverfahrens festgelegt. Die konkrete Anordnung der Mülltonnen-
standplätze und die Auswahl der Sammelbehälter ist Gegenstand der späteren Objektplanung und 
nicht Teil der Bauleitplanung. 
 
Gegebenenfalls notwendige Sammelflächen an den von der Müllabfuhr nicht befahrbaren Stichstra-
ßen werden im weiteren Planungsprozess eruiert und bei Bedarf im Bebauungsplan entsprechend 
gekennzeichnet bzw. festgesetzt.  

 
 

11. Deutsche Telekom Technik GmbH 
 - Schreiben vom 12.02.2019 - 

 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 keine 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Im Planbereich befänden sich Telekommunikationslinien der Telekom, diese 
seien dem beigefügten Plan zu entnehmen.  

 
 In allen Straßen und Gehwegen seinen Trassen mit einer Leitungszone in der 

Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung von Telekommunikationslinien vor-
zusehen.  

 
 Das Merkblatt über Baumstandort und unterirdische Ver- und Entsorgungsan-

lagen sei zu beachten.  
 
 Es ergeht die Bitte, dass eigene Maßnahmen und Maßnahmen von Dritten im 

Straßenbereich mitgeteilt werden.    
 
 Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom sei 

die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im und außerhalb des Plange-
biets erforderlich.  

 
 Für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet solle 

die ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidme-
ten Verkehrswege möglich sein. 

 
 Entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 sollten Flächen mit Leitungsrecht festgesetzt 

werden und die Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH 
eingetragen werden. 
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 Der Erschließungsträger möge verpflichtet werden, in Abstimmung mit der Te-
lekom im erforderlichen Umfang für die Aufstellung von oberirdischen Schalt-
gehäusen auf privaten Grundstücken zur Verfügung zu stellen und diese durch 
Eintrag einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom 
im Grundbuch kostenlos zu sichern.  

 
 Eine einvernehmliche Abstimmung der Lage und Dimensionierung der Lei-

tungszonen solle vorgenommen werden. Eine Koordinierung der Tiefbaumaß-
nahmen für Straßen- und Leitungsbau soll durch den Erschließungsträger erfol-
gen. 

 
 Die geplanten Verkehrswege sollten nach der Errichtung der TK-Infrastruktur 

in Lage und Verlauf nicht mehr verändert werden.  
 

Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Für das Bebauungsplanverfahren ergibt sich hieraus 
kein unmittelbarer Handlungsbedarf.  

 
 
12. Landesamt für Geologie und Bergbau 
 - Schreiben vom 12.02.2019 - 

 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

 
 Bergbau/Altbergbau 

Im Bereich des Bebauungsplanes sei kein Altbergbau dokumentiert und es er-
folge kein aktueller Bergbau. 

 
Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 Boden und Baugrund 

Die Erstellung eines Baugrundgutachtens wird aufgrund der vorherrschenden 
Bodenbeschaffenheit empfohlen. Bei Eingriffen in den Baugrund seien grund-
sätzlich die einschlägigen Regelwerke zu berücksichtigen. 

 
Stellungnahme 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplanverfahren werden eine Bodenun-
tersuchung sowie ein Versickerungskonzept von den Fachämtern als erforderlich angesehen und ent-
sprechend erarbeitet.  

 
 Mineralische Rohstoffe 

Es bestünden keine Einwände aus Sicht der Rahstoffsicherung.  
 

Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

 Radonprognose 
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Das Plangebiet liege innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes Radonpo-
tenzial und seltener hohes Radonpotenzial ermittelt wurde. Es werden vertie-
fende Radonmessungen in Form von Langzeitmessungen empfohlen. 
 

Stellungnahme 
 

Im Geltungsbereich des "B 165" werden Radonmessungen als nicht erforderlich erachtet, da es sich 
nicht um ein Radonvorsorgebiet handelt.  
 
Nach § 123 Abs. 1 StrlSchG sind jedoch auch außerhalb von Radonvorsorgegebieten geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich 
zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik erforderlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden. Diese sind insbesondere 
erfüllt, wenn die Vorgaben der DIN 18195 "Bauwerksabdichtungen" beachtet werden. Die DIN 
18195 ist eine Planungs- und Ausführungsnorm für die Abdichtung von Bauwerken und Bauteilen, 
die für den Neubau konzipiert wurde. Unter anderem werden in dieser Norm Anforderungen für 
Durchdringungen, Übergänge sowie An- und Abschlüsse aufgestellt. 

 
 
13. Landesbetrieb Mobilität Worms 
 - Schreiben vom 13.02.2019 - 

 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 keine 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Erschließung 
Der Landesbetrieb Mobilität sei von der Bauleitplanung nicht betroffen, da eine 
Anbindung an eine städtische Straße geplant sei. 
 
Die geplante Anbindung an die Jakob-Leischner-Straße würde aus Verkehrssi-
cherheitsgründen für ungeeignet gehalten.  

 
Stellungnahme 

 
Der Hinweis bezüglich der geplanten Straßenverkehrsfläche wird zur Kenntnis genommen. Die Lage 
des geplanten Knotenpunkts an der "Jakob-Leischner-Straße" wurde mit dem zuständigen Fachamt 
der Stadt Mainz abgestimmt und dort befürwortet. Die weitere Planung der Straßenverkehrsflächen 
im Geltungsbereich des "B 165" sowie die Anbindung an die bestehenden Straßenverkehrsflächen 
erfolgt weiterhin in enger Abstimmung mit den zuständigen Fachämtern.  

 
 
14. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
 - Schreiben vom 18.02.2019 - 

 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Für erforderliche Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen seien möglichst 
keine weiteren landwirtschaftlichen Flächen zu beanspruchen. Es würde auf das 
Schreiben des MULEWF vom 05.11.2015 verwiesen.  
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 Eine Kooperation mit der Stiftung Kulturlandschaft würde angeboten.  
 

Sonstige Anregungen 
 

 Erschließung 
Um eine Befahrbarkeit mit landwirtschaftlichen Fahrzeugen zu gewährleisten, 
dürfe die Erschließungsstraße mit 6 m Breite keine PKW-Parkbuchten aufwei-
sen.  

 
Stellungnahme 

 
Die Hinweise bezüglich der Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Das Bebauungsplanverfahren soll im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
durchgeführt werden. Berührte Umweltbelange werden im Verfahren untersucht und in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan dargestellt. 
Bei evtl. erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen wird insbesondere darauf geachtet, solche Flächen zu 
definieren, die keine oder nur eine geringe Auswirkung auf die Nutzung hochwertiger landwirtschaft-
licher Flächen haben. 
 
Der Hinweis bezüglich der geplanten Straßenverkehrsfläche wird zur Kenntnis genommen. Die in-
nere Erschließung des Areals wird im weiteren Verfahren konkretisiert und überarbeitet. Für die 
Erschließung im Geltungsbereich des "B 165" wird eine durchgängige Breite von 6,5 m vorgesehen. 
Die Planung der Verkehrsflächen im "B 165" erfolgt im weiteren Verfahren in enger Abstimmung 
mit dem zuständigen Fachamt.  

 
 
15. Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH 
 - Schreiben vom 13.02.2019 - 

 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Die Schließung der heutigen Zufahrt in den "Heckerpfad" als Konfliktpunkt mit 
dem Straßenbahnbetrieb zugunsten einer Zufahrt im Kreuzungsbereich der "Ja-
kob-Leischner-Straße" würde ausdrücklich begrüßt. 

 Die Erschließung des Areals mit dem ÖPNV würde die Vorgaben des Nahver-
kehrsplanes erfüllen.  

 
Stellungnahme 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Für das Bebauungsplanverfahren ergibt sich hieraus 
kein Handlungsbedarf.  
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16. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht  
 - Schreiben vom 18.02.2019 - 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

 
 Im Rahmen der weiteren Bauleitplanung solle durch eine schalltechnische Be-

trachtung zum Gewerbelärm die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 
betrachtet werden.  

 
Stellungnahme 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird ein 
Schalltechnisches Gutachten erstellt und die entsprechenden Parameter, unter anderem Gewerbelärm, 
hierin berücksichtigt. Eventuell erforderliche Festsetzungen können nach Vorliegen des Gutachtens 
in den Bebauungsplanentwurf übernommen werden. 

 
 
17. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 

Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
 - Schreiben vom 22.02.2019 - 
 
Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

 
 Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung 

Das Gebiet würde sich nicht in einem bestehenden oder geplanten Trinkwasser-
schutzgebiet befinden.  

 
Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

 Bauzeitliche Grundwasserhaltung/ Hohe Grundwasserstände 
Sollten während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten, bzw. durch 
starke Niederschläge ein Aufstau auf den Grundwasserschichten hervorgerufen 
werden sollte, könne eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfür sei 
eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen unteren Wasserbehörde ein-
zuholen.  

 
Stellungnahme 

 
Der Hinweis hinsichtlich einer möglicherweise erforderlichen Grundwasserhaltung bei hohen Grund-
wasserständen während der Bauphase wird zur Kenntnis genommen. Dieser Aspekt betrifft jedoch 
das anschließende Baugenehmigungsverfahren. 

 
 Niederschlagswassernutzung / Brauchwassernutzung 

Sofern die Sammlung von Niederschlagswasser in Zisternen zur Brauchwas-
sernutzung u.a. für die Toilettenspülung vorgesehen sei, sollten die nachfolgen-
den Hinweise aufgenommen werden: 
o Es dürften keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden. 
o Sämtliche Leitungen im Gebäude seien mit der Aufschrift bzw. dem Hinweis-

schild "Kein Trinkwasser" zu kennzeichnen. Bei der Installation seien die 
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Technischen Regeln, hier insbesondere die DIN 1988 sowie die DIN 1986 
und DIN 2001 zu beachten. 

o Außerdem solle der Träger der Wasserversorgung über solche Planungen in-
formiert werden. 

o Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass gemäß Trinkwasserverordnung 
eine Anzeigepflicht für Regenwassernutzungsanlagen in Haushalten gegen-
über dem Gesundheitsamt gegeben sei. 

 
Stellungnahme 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens soll ein Re-
genwasserbewirtschaftungskonzept erarbeitet werden. Ggf. erforderliche Hinweise werden bei Bedarf 
in den Bebauungsplan aufgenommen.  

 
 Regenerative Energien 

Sofern die Nutzung von Erdwärme geplant sei, würde auf das notwendige was-
serrechtliche Erlaubnisverfahren hingewiesen. 
 

Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ob im Plangebiet eine Nutzung von Geothermie erfolgt, 
ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens nicht steuerbar, bzw. wird ggf. im weiteren Verfahren 
geklärt.  

 
 Abwasserbeseitigung 

Unverschmutztes Regenwasser sollte zurückgehalten und möglichst versickert 
werden, sofern keine Altlasten o.ä. diesen entgegenstünden. Die Versickerung 
sollte über die belebte Bodenzone erfolgen. Es würde empfohlen, die Entwäs-
serungskonzeption vorab mit der zuständigen Wasserbehörde abzustimmen.  

 
Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im weiteren Verfahren werden ein Bodengutachten 
sowie ein Regenwasserbewirtschaftungskonzept erstellt. Der Umgang mit unverschmutztem Nieder-
schlagswasser wird im Laufe des weiteren Verfahrens nach Vorliegen der entsprechenden Gutachten 
geklärt. Eventuell erforderliche Festsetzungen können nach Vorliegen des Gutachtens in den Be-
bauungsplanentwurf übernommen werden. 

 
 Bodenschutz 

Im Planungsgebiet seien zwei bodenschutzrelevante Flächen registriert, welche 
im Hinblick auf die Gewährleistung von gesunden Wohn- und Arbeitsverhält-
nissen zu beachten seien: 
o 1. ALG 285; Ablagerungsstelle Mainz, Jakob-Leischner-Straße (315 00000-

0285) 
o 2. Ehemaliges Benzinkanister-Lager mit Ölleitung (315 00000-5319) 
o 3. Schrottplatz Schrohe & Söhne, Am Heckerpfad (315 00000-5251) 
 
Bezüglich aller Standorte sei Handlungsbedarf gegeben. Sollten abweichende In-
formationen bei der Stadt Mainz vorliegen, würde um Mitteilung um Abstim-
mung gebeten.  
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Stellungnahme 
 

Die Stellungnahme der SGD-Süd liegt den zuständigen Fachamt zur Kenntnis vor. Im weiteren 
Verfahren wird unter anderem ein Bodengutachten erstellt. Die von der SGD Süd getroffenen Hin-
weise werden hierin eine entsprechende fachliche Berücksichtigung finden. Der Umgang mit den bo-
denschutzrelevanten Flächen wird im Laufe des weiteren Verfahrens geklärt. Eventuell erforderliche 
Festsetzungen können nach Vorliegen des Gutachtens in den Bebauungsplanentwurf übernommen 
werden. 

 
 
18. Vodafone Kabel Deutschland GmbH  
 - Schreiben (Email) vom 15.02.2019 - 
 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Keine Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
 

Sonstige Anregungen 
 

 Falls die Stadt Mainz an einem Ausbau der Erschließung interessiert sei, würde 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH ein Angebot zur Realisierung des Vorha-
bens zu Verfügung stellen. 

 
Stellungnahme 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der spätere Ausbau im Rahmen der Erschließung ist 
nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. Für den Bebauungsplan ergibt sich hieraus kein Rege-
lungsbedarf. 

 
 

19. Wirtschaftsbetrieb Mainz AöR 
 - mündliche Äußerungen im Rahmen des Scopingtermins sowie Schreiben vom 15.02.2019 und 

03.05.2021 - 
 

Äußerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 Grundsätzlich bestehe das Ziel, das Niederschlagswasser dort, wo es anfällt, de-
zentral zur Versickerung zu bringen.  

 Grundsätzlich würde eine Entwässerung nur noch im Trennsystem erfolgen.  
 Zur Beurteilung des Untergrundes sei daher ein Bodengutachten notwendig. 
 Für das anfallende Regenwasser seien Versickerungsmöglichkeiten (zentral oder 

dezentral) in einem Versickerungsgutachten zu prüfen. 
 Ein Regenwasserbewirtschaftungskonzept sei zu erstellen und mit dem 67-

Grün- und Umweltamt sowie dem Wirtschaftsbetrieb Mainz abzustimmen.  
 Es könne ggf. unter bestimmten Voraussetzungen über eine Rückhaltung mit 

gedrosselter Ableitung nachgedacht werden. Aus hydraulischen Gründen könne 
das Anfallende Wasser nur gedrosselt in die bestehende Kanalisation eingeleitet 
werden. Die maximale Drosselungsmenge sei noch festzulegen. 
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Stellungnahme 
 Im weiteren Verfahren werden ein Bodengutachten sowie ein Regenwasserbewirtschaftungskonzept 

erstellt. Der Umgang mit unverschmutztem Niederschlagswasser wird im Laufe des weiteren Ver-
fahrens nach Vorliegen der entsprechenden Gutachten geklärt. Eventuell erforderliche Festsetzungen 
können nach Vorliegen des Gutachtens in den Bebauungsplanentwurf übernommen werden. 

 
Sonstige Anregungen 
 
 Das anfallende Schmutzwasser könne an die bestehende Kanalisation in der 

Straße "Jakob-Leischner-Straße", "Am Ostergraben" sowie der Straße "Am He-
ckerpfad" angeschlossen werden. Anschlusspunkte seien hierbei noch abzustim-
men. 

 Aus beitragsrechtlicher Sicht könne zum aktuellen Planungstand keine Aussage 
erfolgen.  

 Die gewählten Straßenbreiten seien in einer frühzeitigen Abstimmung mit allen 
Ver- und Entsorgungsunternehmen abzustimmen.  

 
Stellungnahme 
 Die Hinweise zum anfallenden Schmutzwasser sowie zum weiteren Abstimmungsbedarf im Rah-

men der späteren Realisierung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die geplante Bereite der öffentlichen Straßenverkehrsfläche beträgt in der aktuellen Planung 6,5 m. 
Die Straßenplanung wird im weiteren Verfahren mit den tangierten Fachämtern abgestimmt und 
weiter konkretisiert. 

 
 
 
 Mainz, 15.12.2022 
 
 
 
 (Schuy) 
 
 
II. Dem 67-Grün- und Umweltamt, Umweltkoordination z. K. und z. w. V. hinsichtlich der Umweltprüfung 
III. Nach Fortschreibung der Verfahrensdaten durch 61.2.0.1 z. d. lfd. A. 
IV. Den tangierten Fachämtern per Email z. K. 

 
 
Mainz, 15.12.2022 
61-Stadtplanungsamt 
 
 
 
 
Strobach 
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